
B
A

ZB
 / P.P. 3001 B

ern

 BernAktuell
Die Schweizerische Vereinigung Bern Aktiv 

schreibt, was andere über Bern und die  

Schweiz nicht berichten (dürfen).
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Thomas Fuchs,  
Geschäftsführer 
Bund der Steuer-
zahler, alt National-
rat und alt Grossrat, 
Bern

Alfred Heer,  
Präsident Bund der 
Steuerzahler,  
Nationalrat, 
Zürich

Exorbitante Luxussaläre im Staats- 
betrieb – Bund der Steuerzahler verlangt 
Halbierung der Entschädigung für den 
Staatsbetrieb BKW

Über zwei Millionen Franken erhielt die Chefin 
der Bernischen Kraftwerke (BKW) im vergan-
genen Jahr. Das ist ein Anstieg von 56 Prozent. 
Trotz durchzogenem Geschäftsergebnis durfte 
sich die Konzernleitung über eine Anhebung 
des Grundsalärs um 20 Prozent freuen. Be-
gründet wird dieser Sprung mit der Angleichung 
an «marktübliche Vergütungen». Für den Bund 
der Steuerzahler (BDS) ist dieses Argument ein 
Hohn, gehört doch der Energiekonzern BKW 
nach wie vor mehrheitlich dem Kanton Bern und 
geniesst damit faktisch eine Staatsgarantie. Jede 

Summe, die eine Totalvergütung von 1 Million 
Franken übersteigt, ist schlicht unanständig und 
nicht zu vertreten!

Bei wirtschaftlichem Misserfolg haften die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, die als 
Stromkonsumenten nochmals zur Kasse gebe- 
ten werden, sollte der Betrieb in finanzielle 
Schieflage geraten. Besonders stossend ist, 
dass die BKW über zahlreiche Firmenübernah-
men immer mehr in Dienstleistungsbereiche  
vorstösst und so privatwirtschaftliche Mitbe-

werber konkurrenziert. Die BKW mutiert immer 
mehr zu einem Grosskonzern mit Monopol-
stellung.

Der Bund der Steuerzahler ist auch erstaunt, dass 
der massive Saläranstieg vom Verwaltungsrat 
der BKW einfach so gebilligt worden ist und 
von der Berner Politik offenbar stillschweigend 
gutgeheissen wurde. VR-Präsident ist alt Regie-
rungsrat Urs Gasche von der BDP. Als Vertreter 
des Kantons hat auch der ehemalige SP-Regie-
rungsrat Andreas Rickenbacher Einsitz im Gre-
mium. Wenn diese Selbstbedienungsmentalität 
zum «Courant normal» gehört, ist auch nicht 
verwunderlich, dass die finanzielle Situation des 
Kantons Bern bis heute äusserst prekär und die 
Steuerbelastung für die Bernerinnen und Berner 
überdurchschnittlich hoch ist und wohl auf im-
mer so bleiben wird!
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Zusammenfassung: Wer ist schuld  
am Klimawandel?

Von Werner Brauen, Unternehmer,  
3206 Biberen

Haben wir ein Ökologie Monster oder Diktatur? 
Es wird uns noch viel Geld kosten! Hysterie und 
Naivität bringt nichts, es braucht einen gesunden 
Menschenverstand um Lösungen zu finden!!
Rückblickend zu den Jahren 1817 –1889, gem. 
Prof. Michael Limburg, langjähriger Klimafor-
scher, der spricht Klartext, dass die Ursache der 
Klimaerwärmung nicht bewiesen ist. Auch die 
Gletscherschmelze begann schon ab 1820, nicht 
erst jetzt. Beweis wäre, wenn die globale Klima-
erwärmung generell aufgeführt worden wäre, 
ist aber nicht der Fall. Sonnenfleckenzyklus hat 
einen grossen Einfluss zur Erwärmung oder Ab-
kühlung, und das seit 6’000 Jahren. Seit 1659 
begreifen Menschen, dass es interwallweise kalt 
oder warm werden kann, aber keine globale Er-
wärmung! Weiter ist zu berücksichtigen, dass 
die Erdachse ihren Winkel ändert, das ist be-
kannt, davon spricht aber niemand, denn es ist 
sehr einflussreich auf das Klima. Das begreifen 
scheinbar viele Politiker nicht – ihre Ideolo-
gie ist Besserwissen und Nachsagen. An der 
UNO-Umweltschutzkonferenz 1972 wurde ge-
sagt, Politiker müssen auf die Menschen hören, 
die etwas davon verstehen. An der UNO-Klima-
schutzkonferenz 1992 wurde das CO2 als schul-
dig befunden für die Klima-Erwärmung, ohne 
dass Beweise vorlagen!
CO2 und Stickoxyd werden verursacht durch 
Kohle- und Gaskraftwerke, viele Vulkane welt-

weit, jährliche Waldbrände, ca. 3 Milliarden 
Tiere von Massentierhaltungen (Kot und Urin 
= Ammoniak), Abholzen von Regenwäldern 
im grossen Stil, Zunahme der Erdbevölkerung, 
Massenfliegerei weltweit, die x-hunderten von 
Kreuzfahrtschiffen, die mit Schweröl fahren, 
die vielen Starts von Trägerraketen für Satelliten 
(NASA, Russland, China, Nordkorea, etc.). Ein 
weiterer Verursacher von CO2 ist die Herstellung 
von Beton. 
Der Klimawandel ist eine Ideologie zwischen 
Politik, Wissenschaft und der Technik, da gehen 
die Meinungen weit auseinander! Albert Ein-
stein meinte schon 1950, es sei einfacher ein 
Atom zu spalten als eine menschliche Meinung 
zu ändern. 
Am 18. Februar 2019 hörte ich in der deutschen 
Tagesschau, dass am 18. Februar 1949 das Ther-
mometer in Freiburg i/Br. auf 21,5 °Celsius 
geklettert sei! Der Kommentar: also ist das Ziel 
noch nicht erreicht.

Jubiläum

60. Schweizerischer 
Zweitagemarsch
Mit Start und Ziel in der  

Stadt Bern

18. + 19. Mai 2019
Anmeldung

www.2tm.ch

Weitere Veranstaltung

58. Bündner  
Zweitagemarsch

25. + 26. Mai 2019
Anmeldung

www.zweitagemarsch.ch

Der Tierbesitzer fragt – die Tierärztin antwortet
Telefon 031 372 02 02 – www.pezzi.vet

Alle Jahre wieder … das Leid mit den  
Jungvögeln
Frage: Mein Kater Jerry ist leider ein begna-
deter Vogelfänger. Oft sind sie schon tot, wenn 
er mir wieder «ein Geschenk» auf die Terrasse 
legt, manchmal aber auch nicht. Besonders tut 
es mir leid, wenn es im Frühjahr noch Jung-
vögeli sind.
Was mache ich dann mit den verletzten oder 
noch ganz jungen Vögeln?

Adrian Zwahlen, Bern

Lieber Herr Zwahlen
Alle Jahre wieder im Frühling kommt das 
gleiche Thema mit den Jungvögeln auf. Durch 
meine mehrjährige Erfahrung in einer Vogel-
klinik weiss ich, es mag recht hart klingen, 
dennoch ist das Beste, was Sie tun können: 
lassen Sie der Natur ihren Lauf.
Es ist ein Gerücht, dass die Vogelmutter ihre 
Jungen nicht mehr annimmt, wenn ein Mensch 

sie berührt, weil sie dann anders riechen. Denn 
der Geruchssinn von Vögeln ist nicht sonder-
lich stark ausgeprägt. Aber an sich ist es ein 
«gutes Gerücht», sorgt es doch dafür, dass der 
ein oder andere die Finger von den Jungvögeln 
lässt. Jungvögel verlassen ihr Nest als soge-
nannte «Ästlinge» schon recht früh, nämlich 
sobald das Körpergefieder gewachsen und die 
Flugfedern bis mindestens zur Hälfte raus-
geschoben sind. Zu diesem Zeitpunkt sind die 
Jungvögel aber noch nicht voll flugfähig. Sie 
verstecken sich in Bäumen und Büschen vor 
Fressfeinden. Daher sollte ein Jungvogel, auch 
wenn er noch nicht fliegen kann, nicht aus sei-
ner Umgebung zum Tierarzt gebracht werden, 
sondern einfach in den nächstgelegenen Busch 
oder Baum zurückgesetzt werden. Die Eltern 
können ihn so finden und weiter versorgen.
Nur wenn man eine deutliche Verletzung sieht, 
das Vögelchen blutet, ein Flügel hängt oder es 
nicht mehr auf den Beinen stehen kann, dann 
ist es sinnvoll, einen Tierarzt aufzusuchen. 

Haben auch Sie Fragen an unsere 
Tierärztin?
Mail an redaktion@bernaktuell.ch

Dieser kann dann entscheiden, ob es noch eine 
Chance hat, in der Wildnis zu überleben oder 
man es besser erlöst.

My Klenk, Tierärztin in der Kleintierpraxis 
Pezzi.Vet, Pestalozzistrasse 40, 3007 Bern 

Bild: pixabay.com

Bild: pixabay.com



BernAktuell Ausgabe Nr. 223

Mai/Juni 2019 Seite 3



BernAktuell Ausgabe Nr. 223

Seite 4 Mai/Juni 2019

Bild: zvg

Bild: zvg

Absurdes aus der Kulturpolitik
Die Kulturpolitik der Stadt Bern bringt immer wieder schöne «Blüten» hervor. Leider berichten die grossen Medien kaum davon. 
Dem Leser von Bern Aktuell werden die neusten Beispiele der unverständlichen Subventionspolitik der Kulturapparatschiks 
und des Stadtrates nicht vorenthalten.

Die Stadt Bern verfügt unbestrittenermassen 
über ein äusserst reichhaltiges Kulturleben. 
Dazu gehören nebst dem Stadttheater und den 
vielen bekannten Museen auch die unzähligen 
Kleintheater. Diese befinden sich oft in Keller-
lokalen in der Altstadt. Es sei hier an dieser 
Stelle beispielsweise auf das Puppentheater, das 
Narrenpack, das Matte- und das Theater an 
der Effingerstrasse und das Zytglogge Theater 
verwiesen. Daneben werden auch umstrittene 
Institutionen wie Dampfzentrale, die Reithalle 
(grosse Halle und IKuR) grosszügig unterstützt. 
Neuerdings kommt das Theaterfestival «auawir-
leben», offenbar ein Lieblingskind des Herrn 
Stadtpräsidenten, in den Genuss beinahe einer 
Verdopplung der städtischen Subventionen.

Das Puppentheater, das Narrenpack und das 
Mattetheater erhalten dagegen von Seiten der 
Stadt in den kommenden Jahren keine Leistun-
gen, da sie gemäss den zuständigen «Kulturap-
paratschiks» u.a. angeblich zu wenig innovativ 
seien (Vorwurf Kulturabteilung an Puppenthea-
ter), zu wenig Künstler beschäftigen, resp. zu 
wenig Personen davon abhängig seien (Vorwurf 
Kulturabteilung an Puppentheater und Narren-
pack) oder vorab Laien (Vorwurf Kulturabtei-
lung an Mattetheater) anstellen. Der Kanton und 
die Burgergemeinde Bern zeigen sich zu Recht 
grosszügiger.

Die Auslastung im Puppentheater und im Nar-
renpack beträgt zudem weit über 80%. So hat-
te das kleine Puppentheater in der Saison um 
2017/18 um 12’000 Besucher. Zudem stellt das 
Puppentheater für Kleine ein idealer Ort zur Kul-
turvermittlung dar. Die Stücke müssen kinds-
gerecht sein, ein bipolar psychisch gestörter Bär 
oder eine Hexe mit unbewältigtem Transgender 
Hintergrund ist für Kinder nicht vermittelbar! 

Ich befürchte, dass die «Kulturapparatschiks» 
schon die Kleinsten instrumentalisieren möchte. 
Dies ist mit klassischen für Kinder bestimmten 
Repertoires  schwer möglich. Allenfalls würde 
sich für die Veranstalter ein Rückgriff auf be-
währte stalinistische Kinderaufführungen aus 
der ehemaligen DDR oder CSRR empfehlen; 
dies könnte die Subventionierung möglicher-
weise begünstigen… (Ironie aus).

Der jährliche Beitrag für das Festival «auawir-
leben» wird gemäss Antrag Gemeinderat und 
Beschluss des Stadtrates vom 28.2.2019 da-
gegen von Fr. 300’000 auf Fr. 580’000 erhöht. 
2018 hatte das Festival bloss um 2’500 Eintrit-
te. Zur Begründung der Verdopplung wird von 
den Protagonisten von «auswirleben» angeführt, 
dass das Festival eine 100% Marketingstelle 
und zusätzlich noch bessere Räume brauche. 
Sofern 2019 3’000 Leute das Festival besuchen, 
entspricht dies neu einer Subventionierung pro 
Platz in der Höhe von knapp Fr. 200.–!

In der letzten  Sitzung der stadträtlichen Kultur-
gruppe, in der die SVP durch Hans Ulrich Grä-
nicher und mich vertreten ist, wurde auf Frage 
Hans Ulrich Gränichers, welches denn das High-
light des «auawirleben» Festivals 2018 gewe-
sen sei, von der Verantwortlichen des Festivals 
als erstes ausgeführt, dass die Erfahrung einer 
Gruppe aus taubstummen Theaterschauspielern 
aus Polen prägend gewesen seien. Es gelte dabei 
unseren Kulturschaffenden internationale Erfah-
rungen zu verschaffen. 
Zur Begründung der Erhöhung wurde ausge-
führt, dass die Aufstockung um bloss Fr. 280’000 
pro Jahr zudem absolut minimal sei.

Der Verfasser setzt sich u.a. im Rahmen seines 
Engagements seines Service Clubs durchaus für 
die gerechtfertigten Belange u.a. von Sehbe-
hinderten ein und unterstützt diese. Das Inter-
esse der Besucher des Festivals «auawirleben» 
im Frühsommer 2018 an den Erfahrungen aus 
Polen wird angesichts der überschaubaren Ein-
ritte wohl doch eher marginal gewesen sein. 
Daran werden auch 2019 der Einsatz des Mar-
ketingspezialisten und die Wahl noch attraktiver 
Aufführungsräume nichts ändern. Die mit Fr. 
100’000 dotierte Stelle für die Verbesserung 
des Marketings eines bloss 2 Wochen dauern-
den Festivals mit 2’500 Besuchern beurteile 
angesichts der Arbeitslast als überaus attraktiv. 
Einmal mehr befürchte ich zudem, dass die 
«Kulturapparatschiks» für ihre Interessen wei-
terhin gut schauen und in den entsprechenden 
Vergabekommissionen die Weichen richtig stel-
len; dies getreu nach den Motto gibst du mir für 
mein Projekt den Segen, unterstütze ich Dich bei 
deiner Produktion in der Kommission. Bei der 
Schweizerischen Filmförderung hat dieser Me-
chanismus ebenfalls «gut» funktioniert. Der Ein-
wand der SVP, dass die Veranstalter zuerst den 

Tatbeweis erbringen müssten, dass ihr Festival 
einem Bedürfnis entspreche, wurde nicht gehört.

Als weiteres unverständliches Beispiel der städ-
tischen Kulturausgabenpolitik sei angeführt, 
dass auch die Grosse Halle 2019–2022 mehr 
Subventionen erhält. Bekanntlich ergab sich in-
folge der von den Reithalleschülern erzwun-
genen Abbrüche der Techno-Konzertreihe ein 
massiver Rückgang der bezahlten Eintritte. An-
stelle dafür die IKuR ins Recht zu fassen, die den 
Stopp der einträglichen Veranstaltungen erzwin-
gen konnte, kommt der Steuerzahler wieder zum 
Handkuss. Der Leistungsvertag für die grosse 
Halle wird ungefähr um den Betrag, der infolge 
Wegfall der Konzertreihe entstanden ist, erhöht.

Trotz unseres Widerstandes im Stadtrat wur-
den die Erhöhungen der entsprechenden Leis-
tungsverträge im Stadtrat alle klar gutgeheissen. 
Sämtliche Kürzungsanträge wurden alle wuch-
tig abgelehnt. Auf die Anträge, die das Puppen-
theater, das Narrenpack und die Kleintheater 
aus den vorhandenen Mitteln der städtischen 
«Altstadtfonds» zu alimentieren, wurde abge-
schmettert. Es müssen nun entsprechende dring-
liche Vorstösse eingereicht werden, um sicher-
zustellen, dass die bewährten Institutionen auch 
unterstützt werden. Konsequenterweise werde 
ich den Vertrag mit der Dampfzentrale (moder-
ner Tanz), die zur Volksabstimmung kommt, 
ebenfalls ablehnen!

Das Vorgehen der Kulturabteilung kann aber 
nicht weiter erstaunen. Diese organisierte im 
Februar 2018 für Fr. 26’000 die teure Abschieds-
sause ihres ausscheidenden stv. Leiters «Züri 
West»: Die Zahlungen an diese längstens ar-
rivierte Band erfolgten dabei mit Mitteln der 
allgemeinen Kulturförderung. Für eine Party 
weniger Leute aus dem Kulturkuchen sind diese 
Mittel sicher nicht bestimmt! Wenn nicht einmal 
diese elementaren Grundsätze erkannt werden, 
ist bei der Kulturabteilung «Hopfe und Malz» 
verloren. Diese unverständliche Verschwendung 
gemahnt mich an den Spruch: der Fisch stinkt 
vom Kopf her. Es wäre zu hoffen, dass sich mit 
dem auf anfangs 2019 erfolgten Wechsel in der 
Kulturabteilung eine gewisse Verbesserung er-
gibt. Ich befürchte, dass dies kaum der Fall sein 
wird und ich den Lesern von Bern Aktuell bald 
über die neusten Verrücktheiten aus dem Berner  
Kulturwesen berichten muss. 

Von 
Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt,  
Stadtrat, Fraktions-
chef SVP Stadt 
Bern

Dampfzentrale

Reitschule
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Restaurant

Kl    f  lde

e

e
Mädergutstrasse 5
3018 Bern-Bümpliz
031 981 14 10
info@rest-kleefeld.ch

www.rest-kleefeld.ch

Willkommen im Restaurant Kleefeld!

Öffnungszeiten: 
Dienstag bis Samstag: 9.00 bis 22.30 Uhr
Sonntag und Montag: Ruhetag

Gratis-Parkplätze 
vorhanden (Einstellhalle)

Jetzt vom Treuepass profitieren Essen Sie 10x im Restaurant Kleefeld und Sie erhalten 1 Tagesmenu gratis. Stempelkarte jetzt erhältlich!
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Ein Gutschein pro Person.

Holen Sie sich 
Ihren Treuepass
10x Essen = 1 Gratis 

Tagesmenu

Lecker und
preiswert

Bei uns können Sie 
mit Reka bezahlen!

Wir freuen uns auf 
Ihren Besuch!

Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über 
die wahren Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. 
Der jährliche Beitrag beträgt Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den 
Jahresbeitrag.

l  Ich will Mitglied werden l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name: 

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ: Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau – Fax 031 981 39 82 www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

 Martina Bircher, Grossrätin, neu im PIKOM-Vorstand
Martina ist eine offene, junge und dynamische 
Frau, welche die Interessen des Mittelstandes 
vertritt. «Um Lösungen zu finden, müssen zuerst 
Probleme und Missstände aufgezeigt werden. 
Dabei verschliesse ich meine Augen nicht, son-
dern höre zu und sehe hin». Als Politikerin bleibt 
sie ihren Prinzipien und Werten treu, nimmt Ver-
antwortung wahr, krempelt ihre Ärmel hoch und 
scheut sich nicht vor «Knochenarbeit». Seit 2014 
ist sie im Gemeinderat für das Ressort Sozia-
les, Gesundheit und Jugend verantwortlich. Ein 
Schlüsselressort, da Aarburg die höchste Sozial-
hilfequote im Kanton Aargau hat. Diese rote La-
terne will sie so schnell wie möglich loswerden. 
Auf kantonaler Ebene ist sie seit 2017 im Grossen 
Rat sowie Mitglied der Sozial- und Gesundheits-
kommission.
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Damit sich Arbeit lohnt
Sozialhilfe ist eine Überbrückung einer Notlage, keine Rente. Sozialhilfe darf nicht zu einer Alternative zum Erwerbs
einkommen, zu einer Art bedingungslosem Grundeinkommen werden. Sie muss eine vorübergehende Hilfe zur  
Überbrückung in einer Notsituation bleiben.

Die Sozialhilfe sichert die Existenz von bedürfti-
gen Personen. Jeder Kanton hat die Aufgabe, die 
Hilfe in Notlagen, die in der Bundesverfassung 
festgeschrieben ist, in kantonalen Gesetzen und 
Verordnungen festzulegen.

Arbeit muss sich lohnen – Anreize 
schaffen und Grundbedarf senken
Wer Sozialhilfe bezieht, lebt heute zuweilen auf 
einem höheren Lebensstandard als Menschen 
mit einem tiefen Einkommen. Arbeitnehmer tra-
gen Risiken, wie z.B. Zahnbehandlungen und 
Kosten wie Steuern selbst – im Gegensatz zu 
Menschen, die Sozialhilfe beziehen.
Darum will der Grosse Rat den Grundbedarf für 
den Lebensunterhalt bei verschiedenen Perso-
nengruppen tiefer festlegen als nach den Emp-
fehlungen der Schweizerischen Konferenz für 
Sozialhilfe vorgesehen. 
Der definierte Prozentsatz der Senkung beträgt 
maximal: 
8 Prozent für Personen unter 18 Jahren und über 
25 Jahren.
15 Prozent für Personen zwischen 18 und 25 
Jahren (junge Erwachsene).

Von Erich J. Hess, 
Nationalrat und 
Grossrat, Unter-
nehmer und  
Revisor Bund der 
Steuerzahler,  
3018 Bern

Das gehört zum monatlichen Grundbedarf 
Wohnkosten, Krankenkassen und spezielle Leistungen wie Mobiliar, Brillen etc. sind darin 
nicht enthalten und werden zusätzlich vergütet.

 
Beispiel für einen Einzelhaushalt CHF CHF 
 SKOS NEU mit Reduktion von 8% 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren  355.00  326.60 
Bekleidung, Schuhe  85.00  78.20 
Energieverbrauch (Elektrizität, Gas etc.)  
ohne Wohnnebenkosten  46.00  42.30 
Allgemeine Haushaltsführung und persönliche Pflege  
(inkl. Gesundheitspflege, OHNE Krankenkasse)  97.00  89.25 
Verkehrsauslage  55.00  50.60 
Telefon, Internet, Fernsehen  173.00  159.15 
Freizeit, Sport, Unterhaltung, Bildung  146.00  134.30 
Übriges (z.B. Vereinsbeiträge, kleine Geschenke)  29.00  26.70 
Total  986.00  907.10 

15 Prozent für vorläufig Aufgenommene, für die 
der Bund ab dem achten Jahr ihres Aufenthalts in 
der Schweiz keine Beiträge mehr für die Sozial-
hilfe ausrichtet.

Damit wird – gerade für junge Menschen – ver-
deutlicht, dass die Sozialhilfe zur Überbrückung 
in einer schwierigen Lebensphase dient und 
kein Lebensmodell ist. Die Vorlage des Grossen 
Rates, über die wir am 19. Mai abstimmen, wird 
eine Kürzung des Grundbedarfs und eine Erhö-
hung der Anreizleistungen zur Folge haben. Ein 
Teil des durch die Senkung des Grundbedarfs 
eingesparten Geldes soll gezielt für die Förde-
rung der wirtschaftlichen Integration der Sozial-
hilfebeziehenden eingesetzt werden.

Ja zur Vorlage des Grossen Rates – 
Nein zum teuren und diskriminierenden 
Volksvorschlag 
Der linke «Volksvorschlag für eine wirksame 
Sozialhilfe» ist teuer, völlig überrissen und un-
gerecht. Bei dessen Annahme entstehen im Ver-
gleich zur Vorlage des Grossen Rates mindestens 
Mehrkosten im zweistelligen Millionenbereich. 

Zudem würden die im Volksvorschlag geplan-
ten Ergänzungsleistungen für Personen ab 55 
Jahren effektiv eine Rente schaffen und Integra-
tion verhindern. Und Selbstständigerwerbende, 
Familienfrauen und Landwirte wären von den 
Leistungen teilweise ausgeschlossen. 

Copyright: Rui Campos

Geburtsanzeige der  
Fondation Barry
Die Fondation Barry du Grand-
Saint-Bernard freut sich sehr, Ih-
nen die Geburt von sieben Welpen 
bekannt zu geben, Frucht der Ver-
einigung zwischen «Rangoon du 
Grand-Saint-Bernard» und«Odys-
seus von Goldachtal».
 
Das grosse Abenteuer kann  
beginnen…
Wie es so schön heisst erfreuen sich 
die Kleinen bester Gesundheit und 
bringen bereits viele Herzen zum 
Schmelzen! Sie werden die nächs-

ten sechs Wochen im Zuchtpark 
verbringen, wo sie neues Terrain 
entdecken, unterschiedliche Geräu-
sche hören und viel spielen können. 
Dies ist eine wesentliche Phase für 
die Sozialisierung der Welpen, die 
ihnen später die Anpassung erleich-
tert.
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zum Millionen-Transitplatz für  
ausländische Fahrende!

Jetzt Referendum unterschreiben:
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BernAktuell sagt Danke!
Rudolf Friedli: 18 Jahre sind genug – 
Rücktritt aus dem Stadtrat
Im November des Jahres 2000 gab es Stadtrats-
wahlen in Bern. Ich kandidierte damals für die 
Junge SVP. Die Wahlen interessierten mich aber 
wenig: An jenem Wahlsonntag Abend fuhr ich 
von Zürich nach Hause und da kam mir in den 
Sinn, dass doch nun diese Stadtratswahlen gewe-
sen sein mussten. Also schaltete ich daheim den 
Fernseher ein. Thomas Fuchs wurde gerade auf 
Telebärn interviewt und freute sich, dass auch 
einer von der Jungen SVP gewählt worden sei. 
Wenig später, so um halb elf abends, rief er mich 
an und teilte mir meine Wahl mit. Ich war völlig 
überrascht. Da ich aber schon fast im Bett lag, 
ging ich nicht mehr an die Wahlfeier.
Nun sind gut 18 Jahre vergangen, in denen ich 
bis auf einen dreimonatigen Unterbruch Stadt-
rat war. Der stadträtliche Höhepunkt das Jahr 
2013, als ich Stadtratspräsident war. Dieses Jahr 
genoss ich sehr. Gefreut hat mich auch, dass 
ich im Jahr zuvor der bestgewählte bürgerliche 
Stadtrat war.
Am Anfang meiner Zeit im Stadtrat waren die 
neu eingeführten Produktegruppenbudgets und 
die Finanzen das grosse Thema. Man sparte 
beim Unterhalt der Gebäude, um die Budgets 
ausgeglichen zu halten. Das musste sich rächen, 
wie wir nun wissen. Jetzt ist der Gebäudeunter-
halt das grosse Thema, und natürlich die Velo-
geschichten. Ich habe viele Stadtratsmitglieder 
kommen und gehen sehen, ich glaube, ich bin in 
den letzten Jahren der am längsten am Stück Bis-
herige gewesen. Am Anfang meiner Stadtrats-
zeit konnte ich auch am längsten am Stück im 
Stadtrat vor mich hindösen, aber Abstimmungen 
habe ich eigentlich nie verpasst, manchmal wur-
de ich auch geweckt. Mit den Jahren nahm aber 
mein Engagement an der politischen Arbeit zu.
Wenn ich mal nicht schlief, habe ich mich ei-
gentlich mit allen persönlich gut verstanden, po-
litisch lagen da aber Welten dazwischen. Gerade 
diese unterschiedlichen Welten waren aber auch 
interessant. Ich fand es zudem spannend, wie 
wir teilweise grosse Geschäfte bzw. Geldbeträge 
nach recht kurzer Beratung beschlossen, dann 
aber um 40’000 Franken teilweise lange disku-

tierten. Besonders schön fand ich es, wenn ein 
Thema mal nicht entlang den Parteigrenzen ver-
lief. Es regte mich auch nie auf, wenn man sich 
mal in einem Thema etwas verlor, eine Neben-
sache diskutierte oder sich die Sache unerwartet 
aufheizte mit vielen spontanen Wortmeldungen. 
Das ist doch erfrischend! Spannend war auch 
meine fünfjährige Zeit als Präsident der SVP, 
mein Jahr als Präsident der Geschäftsprüfungs-
kommission, mein Jahr als Präsident der Budget- 
und Aufsichtskommission, und natürlich – wie 
erwähnt – das Jahr als Stadtratspräsident.
Doch nun ist fertig Präsident und auch fertig 
Stadtrat. Nun ist es an der Zeit, jemand anderem 
Gelegenheit zu geben, sich im Stadtrat für die 
Bevölkerung der Stadt Bern einzusetzen. Ich 
trete daher mit der heutigen Sitzung zurück. Ich 
freue mich darauf, an schönen Abenden ver-
mehrt Motorrad zu fahren statt an eine Sitzung 
zu gehen. Ich habe mich gern für die Öffentlich-
keit eingesetzt und danke Euch für die Zusam-
menarbeit sowie dafür, dass Ihr weiterhin zum 
Wohl unserer schönen Stadt Bern tätig seid.

Neu im Berner Stadtrat:  
Janosch Weyermann, Präsident  
der Jungen SVP Stadt Bern

Rudolf Friedli
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Spenden in WIR

Sie können Spenden  
an BernAktuell  
auch in WIR tätigen.

Spenden in WIR bitte BA an  
BernAktuell, Postfach 3150,  
3001 Bern

BernAktuell dankt herzlich für  
Ihre Unterstützung.

Die reinste Form des 
Wahnsinns ist es,  

alles beim Alten zu lassen 
und gleichzeitig zu hoffen, 

dass sich von selbst  
etwas ändert.

Albert Einstein


